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Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Innern 
nnd dem Herrn Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 

Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes gewährleistet das Recht zur 
Bildung und zur Bestätigung von Gewerkschaften und Arbeit- 
geberverbänden. Es läßt sich jedoch nach der mit der Meinung 
der Rechtslehre in Einklang stehenden Auffassung der Bundes- 
regierung aus dieser Vorschrift des Grundgesetzes ein Rechts- 
anspruch von Gewerksdiaften auf Teilnahme an Tarifvertrags- 
verhandlungen nicht herleiten. 

Zur Regelung besonderer, die Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes im Saarland betreffender Fragen sind mit den Christ- 
lidien Gewerkschaften Tarifvertragsverhandlungen geführt 
und Tarifverträge abgeschlossen worden. Auch bei den Rege- 
lungen, die darüber hinaus für die Arbeitnehmer des öffent- 
lichen Dienstes getroffen werden, ist von Bedeutung, daß 
Tarifverhandlungen für den Bund in ständiger enger Zu- 
sammenarbeit mit den anderen großen Arbeitgebern des öffent- 
lichen Dienstes geführt werden. Das setzt allseitiges Einver- 
nehmen über den Kreis der an gemeinsamen Verhandlungen 
zu beteiligenden Organisationen voraus. Es besteht Aussicht, daß 
bisher aufgetretene Meinungsverschiedenheiten in der Frage 
einer Beteiligung der Christlichen Gewerkschaften durch eine 
die berechtigten Interessen aller Beteiligten berücksichtigende 
Lösung ausgeräumt werden können. 
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